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Kontroverse in aktueller  Landtagsdebatte: 
Gesundheitsreform löst keine Probleme und bringt ke inen 
Nutzen für den Versicherten  
 

Magdeburg. In der aktuellen Landtagsdebatte „Der Kompromiss zur Ge 

sundheitsreform und seine Folgen für die Gesundheitsversorgung in 

Sachsen-Anhalt“ gab es wider Erwarten kein Meinungsbild geprägt von 

Koalition „Dafür“ und Opposition „Dagegen“. 

Während die Rednerinnen von Linkspartei/PDS und FDP sich vehement 

und mit guten Argumenten gegen die anstehende Gesundheitsreform 

aussprachen, war es schon ungewöhnlich, dass auch die Sprecherin 

der SPD-Fraktion ähnlich wie die Opposition argumentierte und sich auf 

Nachfrage gegen diese Gesundheitsreform aussprach. 

Die Ersatzkassenverbände appellieren vor dem Hintergrund erneut an 

die die Landespolitik:  

„Helfen Sie mit die Notbremse zu ziehen, anstatt die Reform zum 1. Ap-

ril mit in Kraft treten zu lassen. Diese Reform lässt sich auch durch Ver-

schiebung von Beschlussterminen nicht richten. Wenn die Politik jetzt 

nicht handelt, wird die Kostenentwicklung im Zuge der Umsetzung zei-

gen, dass diese Reform ineffizient ist, weil sie den Wettbewerb reduziert 

und die Versicherten stärker und überproportional belastet“, so Dr. 

Holst, Leiter der Ersatzkassenverbände in Sachsen-Anhalt am Donners-

tag in Magdeburg.  
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Holst weiter: „Es ist ordnungspolitisch sinnlos, ein funktionierendes Ge-

sundheitssystem zu zerstören, neue teure bürokratische und zentralisti-

sche Strukturen zu schaffen, um schließlich zu der Erkenntnis zu kom-

men, dass die bestehenden Unwirtschaftlichkeiten im Gesundheitswe-

sen so nicht beseitigt werden.“ 

 

Es ist erfreulich, dass diese Auffassung zu greifen beginnt und man we-

nigstens in Teilen der SPD bereit ist, auch öffentlich unabhängig von 

politischen Konstellationen sachorientiert zu denken. Über den Hinter-

grund für den Fraktionszwang in der CDU lässt sich spekulieren. 


